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empfang von DVR und DVW

Den Blick in die Zukunft richteten 
der Deutsche Verkehrssicherheits-
rat (DVR) und die Deutsche Ver-
kehrswacht (DVW) anlässlich ihres 
gemeinsamen Parlamentarischen 
Neujahrsempfangs in der Vertre-
tung des Saarlandes in Berlin. Unter 
dem Motto „2011 – Weichen stellen 
für Verkehrssicherheit“ standen 
Fragen nach Potenzialen, die in der 
Verkehrssicherheitsarbeit noch aus-
zuschöpfen sind, im Vordergrund. 

„Menschliche Fehler dürfen nicht 
den Tod zur Folge haben. Der Ge-
danke der Vision Zero, dass für die 
Sicherheit im Straßenverkehr Viele 
die Verantwortung zu tragen haben, 
muss deshalb im politischen Raum 
stärker verankert werden“, erklärte 
DVR-Präsident Dr. Walter Eichendorf 
bei der Begrüßung der rund 120 Gäs-
te. Auch umstrittene Themen wie 
beispielsweise „Alkohol am Steuer“ 
müssten offen diskutiert werden.

DVW-Präsident Kurt Bodewig, Bun-
desminister a.D., stellte fest, dass 

sich die DVW zukünftig neben ihren 
klassischen Aufgaben „Verkehrser-
ziehung und Aufklärung“ auch neue 
Themen vorstellen kann: „Die Kom-
munikation zwischen Fahrzeug und 
Umwelt und Fahrzeug zu Fahrzeug ist 
kein Science Fiction mehr, sondern 
kann Wirklichkeit sein – Leben retten-
de Wirklichkeit.“

Bundesverkehrsminister Dr. Peter 
Ramsauer ging auf die Unfallzahlen 
für 2010 ein. Mit 3.657 Getöteten 
wurde der niedrigste Stand seit 60 
Jahren erreicht. Es müsse allerdings 

berücksichtigt werden, dass durch-
schnittlich pro Tag zehn Menschen 
auf unseren Straßen ihr Leben ver-
lieren. „Das ist ein nicht hinnehmba-
rer Zustand“, machte Dr. Ramsauer 
deutlich. „Jeder Tote ist ein Toter zu 
viel.“ Er dankte dem DVR und der 
DVW für die gute und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit. „Sie werden auch 
künftig zu den wichtigsten Partnern 
in der Verkehrssicherheitsarbeit des 
Bundes zählen. Ihre Expertise wird 
gebraucht“, meinte der Bundesver-
kehrsminister. 

Unter dem Dach des DVR findet 
am 18. Juni 2011 von Flensburg bis 
Berchtesgaden der siebte „Tag 
der Verkehrssicherheit“ statt. Ziel 
des Tages ist es, das Thema Un-
fallprävention auf breiter Ebene 
zu präsentieren und zu zeigen, 
dass jeder dazu beitragen kann, 
die Unfallzahlen zu senken. Unter 
dem Motto „Gemeinsam für mehr 
Sicherheit“ sind daher bundesweit 
alle Organisationen, Institutionen, 
Städte und Gemeinden, Unterneh-
men, soziale Einrichtungen und 
alle weiteren Interessierten dazu 
aufgerufen, Veranstaltungen und 
Aktionen durchzuführen. Dabei 
sind große und kleine Beteiligun-
gen gefragt: ein Thementag im 
Kindergarten oder in der Schule, 
ein Tag der offenen Tür in einer 

Fahrschule oder Werkstatt, Aktio-
nen im Einkaufscenter oder auch 
zentrale Veranstaltungen in einer 
Kommune. 

So bietet die Bundesanstalt für 
Straßenwesen (BASt) gemeinsam 
mit dem Polizeipräsidium Köln auf 
ihrem Gelände in Bergisch Gladbach 
unter anderem Crashtests, einen 
Mobilitätsparcours sowie Seh- und 
Hörtests an. Darüber hinaus können 
die Besucher ihre fahrerischen Fä-
higkeiten in verschiedenen Simula-
toren ausprobieren. 

Schirmherr des bundesweiten 
Aktionstages, der traditionell am 
dritten Samstag im Juni durchgeführt 
wird, ist Bundesverkehrsminister  
Dr. Peter Ramsauer. 

Weichen stellen für Verkehrssicherheit
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Aktuelle Informationen zum „Tag 
der Verkehrssicherheit“, Checklisten 
und ein Downloadbereich sind unter  
www.tag-der-verkehrssicherheit.de  
zu finden. Hier besteht auch die 
Möglichkeit, eigene Aktivitäten an-
zumelden und so eine breite Öffent-
lichkeit zu informieren. Anmeldun-
gen können auch direkt an folgende 
E-Mail-Adresse geschickt werden: 	
tdv2011@bg-dvr.de.

Ein kostenloses Faltblatt zum „Tag 
der Verkehrssicherheit“ bietet Ideen, 
Anregungen und Tipps zur Durchfüh-
rung einer eigenen Aktion und kann 
direkt beim DVR bestellt werden 
(ireckziegel@dvr.de, Betreff „Flyer 
Tag der Verkehrssicherheit“).

Treten für die Vision Null Verkehrstote ein: Kurt Bodewig (l.),  
Dr. Peter Ramsauer und Dr. Walter Eichendorf.

„Tag der Verkehrssicherheit“ am 18. Juni
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LIm vergangenen Jahr starben 3.657 Menschen auf deutschen 
Straßen. Das sind 495 Getötete (-12 Prozent) weniger als im 
Jahr 2009. Damit hat sich der positive Trend der letzten Jahre 
noch verstärkt: Die Zahl der Getöteten erreichte den niedrigs-
ten Stand seit 60 Jahren. Auch bei der Zahl der Verletzten gab 
es gegenüber 2009 einen Rückgang um 6,5 Prozent auf rund 
371.700 Personen. Trotz dieser Entwicklung darf nicht verges-
sen werden, dass immer noch durchschnittlich zehn Menschen 
täglich im Straßenverkehr sterben und mehr als 1.000 verletzt 
werden. Neben dem persönlichen Leid für die Opfer und deren 
Angehörige betrugen die volkswirtschaftlichen Kosten durch 
Straßenverkehrsunfälle im Jahr 2009 etwa 30,5 Milliarden Euro. 

Schauen wir über die deutschen Grenzen hinaus auf die EU: In den 
27 Mitgliedstaaten kommen jährlich rund 35.000 Menschen bei 
Straßenverkehrsunfällen ums Leben. Ausgehend von der Zielset-
zung im Jahr 2001, bis 2010 die Zahl der Getöteten zu halbieren, 
gibt es innerhalb der EU noch einiges zu tun. Ein Rückgang von 
rund 36 Prozent bei den Getöteten lässt noch Luft nach oben. 
Besser sieht die Entwicklung für Deutschland aus: Im genannten 
Zeitraum ging die Zahl der Todesopfer im Straßenverkehr um 48 
Prozent zurück. Das Reduktionsziel von 50 Prozent wurde also nur 
knapp verfehlt. Trotzdem: Die EU-Kommission hat sich bereits das 
nächste ehrgeizige Ziel gesetzt. Bis 2020 soll die Zahl der im Stra-
ßenverkehr Getöteten um weitere 50 Prozent reduziert werden. 

Beim Blick über den europäischen Kontinent hinaus wird die 
Situation dramatisch. Weltweit sterben jährlich 1,3 Millionen 
Menschen auf den Straßen. Hinzu kommen bis zu 50 Millionen 
Verletzte. Insbesondere in Schwellen- und Entwicklungslän-
dern ist bei den 15- bis 29-Jährigen der Straßenverkehrsunfall 
die Todesursache Nummer eins. Die Hälfte aller Getöteten 
weltweit ist als Fußgänger, Fahrradfahrer oder motorisierter 
Zweiradfahrer unterwegs gewesen. Gegen diese unhaltbare 
Situation auf den Straßen muss etwas getan werden. Die Ver-
einten Nationen haben am 11. Mai 2011 zum „Jahrzehnt der Si-
cherheit im Straßenverkehr“ aufgerufen. Ziel ist es, die fatalen 
menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen eines der 
weltweit größten Gesundheitsprobleme zu verringern. 

2011 stehen die Zeichen also ganz klar auf Vorfahrt für Ver-
kehrssicherheit!

„sicher mobil“- 
Seminare:  
Kraftfahrerthemen 
am beliebtesten

Mit dem Programm „sicher mobil“ 
bietet der DVR Seminare für ältere 
Verkehrsteilnehmer an. Um zukünf-
tig noch besser auf die Wünsche der 
Teilnehmer einzugehen, wurde eine 
Befragung durchgeführt, deren Er-
gebnisse nun vorliegen. 

Knapp neun von zehn Teilnehmern 
interessierten sich für das Thema 
Mobilität als Kraftfahrer im Alter. Gut 
jeder Achte betrachtete Mobilität im 
fortgeschrittenen Alter als bedeut-
sam für „Erledigungen des privaten 
Lebensalltags“. Auf größtes Interes-
se stieß das Themenfeld „Verkehrs-
regeln“, gefolgt von „Körperliche 
Veränderungen“. 

Als weitere Interessenschwerpunkte 
gaben die Teilnehmer zu jeweils rund 
30 Prozent „Mobilität als Fußgänger“ 
und „Mobilität als Radfahrer“ an. Mit 
steigendem Alter wuchs das Inter-
esse am Themenkomplex Fußgän-
germobilität. Das Autofahren wurde 
als wichtigste Form der Bewegung 
genannt, gefolgt vom Gehen, Radfah-
ren und dem Gebrauch öffentlicher 
Verkehrsmittel.

Während 76,6 Prozent der Teilnehmer 
ihre Mobilität als bedeutsam zur Er-
ledigung des privaten Lebensalltags 
bezeichneten, wurden Flexibilität, die 
Bewältigung längerer Strecken sowie 
die Aufrechterhaltung von Kontakten 
von jeweils 50 Prozent der Befragten 
als wichtig eingestuft. Mehrfachnen-
nungen waren möglich.

Das Durchschnittsalter der Teilneh-
mer beträgt 68,8 Jahre, wobei der 
Schwerpunkt in der Altersgruppe 
zwischen 60 und 80 Jahren liegt. 
Etwa 80 Prozent der Befragten woh-
nen in kleineren Orten, nur etwa 5,1 
Prozent leben in Großstädten oder 
Ballungsräumen. 

Für die Erhebung wurden rund 1.260 
Teilnehmer aus 150 Veranstaltungen 
befragt.
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von Sandra Demuth

Obwohl nahezu jeder Deutsche per-
sönlich einen im Straßenverkehr Ver-
unglückten kennt, waren Verkehrssi-
cherheit und Unfallopfer lange Zeit 
kein gesellschaftliches Thema. Dies 
änderte sich schlagartig, als im März 
2008 die Verkehrssicherheitskampa-
gne „Runter vom Gas!“ des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) und des 
DVR startete. 

Auf einer Auftaktpressekonferenz 
in Berlin wurden der Öffentlichkeit 
Autobahnplakate in Form von nach-
gestellten Todesanzeigen präsen-
tiert. Ina Kutscher, Unfallopfer und 
Initiatorin des Projekts „Jeden kann 
es treffen“, sprach als Betroffene 
auf der Pressekonferenz. „Ich fin-
de es gut, dass Todesanzeigen als 
Plakatmotive gewählt wurden. Sie 
zeigen deutlich, dass die Folgen von 
Fehlverhalten im Straßenverkehr nie 
wieder rückgängig gemacht werden 
können“, begründete sie ihr Engage-
ment für die Kampagne. 

In den folgenden Monaten wurde den 
Verkehrsteilnehmern mit Plakaten, 
einem TV- und Kino-Spot sowie Funk-
spots drastisch und eindeutig vor Au-
gen geführt, welche Auswirkungen 
unangepasste Geschwindigkeiten 
haben können. In den Medien wur-
de engagiert und kontrovers, doch 
überwiegend positiv, über „Runter 
vom Gas!“ und seine emotionale 
Botschaft diskutiert. 

Somit war das erste Ziel bald er-
reicht: Die Kampagne hatte eine 
breite Diskussion in der Öffentlich-
keit über angepasste Geschwindig-
keit und Verantwortung im Straßen-
verkehr ausgelöst. Dies belegt eine 
repräsentative Bevölkerungsumfra-
ge der Bundesanstalt für Straßen-
wesen (BASt) und des Instituts für 
Publizistik der Universität Mainz, die 
im Herbst 2008 durchgeführt wurde. 
Knapp sechs Monate nach Beginn 
der Kampagne gaben 61 Prozent 
der Befragten an, von der Kampa-
gne „schon gehört“ zu haben, 85 
Prozent sagten, die Kampagne ma-
che nachdenklich und 20 Prozent 

hatten sich mit Familie, Freunden 
oder Kollegen über „Runter vom 
Gas!“ unterhalten. 

Bundesweite 
Kooperationen
Den Initiatoren war das noch nicht 
genug. Deshalb wurden im Laufe 
der drei Jahre dauernden Kampagne 
nicht nur drei weitere Plakatstaffeln 
veröffentlicht, sondern auch vielfäl-
tig einsetzbare Präventionsmateri-
alien sowie Präventionsspots ent-
wickelt und umfassende Medienar-
beit betrieben. „Runter vom Gas!“ 
informierte Verkehrsteilnehmer auf 
zahlreichen Messen und Veranstal-
tungen. Mit über 100 Kooperations-
partnern wurden mehr als 60 Akti-
onen durchgeführt. Zu einigen von 
vielen Highlights zählen der „Runter 
vom Gas!“-Filmwettbewerb in Koope-
ration mit der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung (DGUV), 
Cinestar und sueddeutsche.de, der 
„Runter vom Gas!“-Fotowettbewerb 
in Kooperation mit dem Deutschen 
Fußballbund (DFB) und Videocasts, 
in denen Unfallopfer und Angehöri-
ge von ihren persönlichen Erlebnis-
sen berichten. Zu den über 80 Ko-
operationspartnern der Kampagne 
zählen zum Beispiel Unfallkassen, 
Berufsgenossenschaften, Verkehrs-
wachten, Kirchen, Feuerwehren und 
Discotheken. 

Weitere wichtige Kooperationspart-
ner waren die Bundesländer. Bei 
Geschwindigkeitskontrollen setzte 
die Polizei gemeinsam entwickelte 
„Runter  vom Gas!“-Präventions-
materialien ein, viele Bundesländer 
übernahmen die jeweiligen Kampag-
nenplakate für ihre Landstraßen und 
verteilten im Frühjahr über 13.000 
Sicherheitswesten mit der Kampag
nenbotschaft an Motorradfahrer. 
In Zusammenarbeit mit der Biker 

Bilanz einer erfolgreichen Kampagne

„Runter vom Gas!“
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Besuch im Unfallkrankenhaus Berlin bei Prof. Dr. Axel  
Ekkernkamp: Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer und 
DVR-Hauptgeschäftsführer Christian Kellner (r.)
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Union führten die Bundesländer, das 
BMVBS und der DVR am 14. Septem-
ber 2010 in verschiedenen Städten 
in ganz Deutschland eine Motorrad-
filmnacht durch. Neben Präventions-
spots wurde eine exklusive Preview 
des Roadmovies „Mammuth“ mit 
Gérard Depardieu gezeigt.

Neben den Motorradfahrern bildeten 
die jungen Fahrer zwischen 18 und 24 
Jahren eine weitere wichtige Zielgrup-
pe. Zur Information und Motivation 
von Rekruten der Bundeswehr wur-
de daher eine Rede entwickelt und 
eine „Runter vom Gas!“-Broschüre 
adaptiert. Parallel dazu wurde eine 
Lehreinheit für Zivildienstleistende 
konzipiert, mit der in Zivildienstschu-
len an das Verantwortungsbewusst-
sein der jungen Verkehrsteilnehmer 
appelliert wurde.

Im Herbst 2010 rückte mit den Fahr-
radfahrern eine weitere Zielgruppe in 
den Fokus der Kampagne. Gemein-
sam mit Tank & Rast, ADAC, ADFC 
und Fahrrad XXL wurde ein Foto-
wettbewerb für mehr Partnerschaft 
im Straßenverkehr aufgerufen. Beide 
Gruppen sollten mit einem gemein-
samen Foto und einem Statement 
ein positives Zeichen setzen für ein 
freundliches Miteinander im Stra-
ßenverkehr zwischen Radfahrern 
und dem motorisierten Verkehr.

Vierte und letzte 
Plakatstaffel
Seit September letzten Jahres ist 
die vierte und letzte Plakatstaffel an 
den Autobahnen und Rastplätzen 
zu sehen. Bei der Pressekonferenz 
zur Vorstellung der Motive mahnte 
Bundesverkehrsminister Dr. Peter 
Ramsauer erneut eindringlich: „Wer 
zu schnell fährt, gefährdet sich und 
andere. Rund 70.000 Menschen 
erleiden jedes Jahr bei Verkehrsun-
fällen schwere oder schwerste Ver-
letzungen. Die neuen Plakatmotive 
zeigen das Schicksal der Verletzten. 
Damit wollen wir die Menschen auf-
rütteln und das Bewusstsein für die 
Folgen überhöhter Geschwindigkeit 
schärfen. Ich bin zuversichtlich, dass 
die Plakate dazu beitragen, die Zahl 

der Verkehrsunfälle in Deutschland 
weiter zu senken.“ Um sich selbst ein 
Bild von der Situation der Schwer-
verletzten zu machen, besuchte Dr. 
Ramsauer am 28. Januar 2011 ge-
meinsam mit DVR-Hauptgeschäfts-
führer Christian Kellner das Unfall-
krankenhaus Berlin (ukb). Professor 
Axel Ekkernkamp, ärztlicher Direktor 
und Geschäftsführer des ukb, führte 
durch die verschiedenen Stationen, 
die ein Verkehrsopfer durchläuft und 
erläuterte dabei die häufig langwieri-
gen Therapiemöglichkeiten. 

Ärzte werden immer wieder mit den 
Folgen von Verkehrsunfällen kon-
frontiert und leisten mit ihrer Arbeit 
einen häufig lebensrettenden Bei-
trag zur Versorgung von Verletzten 
im Straßenverkehr. Deshalb wurde 
im Oktober vergangenen Jahres eine 
Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Unfallchirurgie (DGU) 
gestartet. Auf dem Deutschen Kon-
gress für Orthopädie und Unfallchir-
urgie in Berlin bekannten sich die Un-
fallchirurgen mit einem Medienbild 
zu „Runter vom Gas!“. 29 Kliniken 
folgten dem Aufruf der DGU und be-
teiligten sich aktiv an der Kampagne 
und organisierten Veranstaltungen in 
ihrer Region. So etwa die Klinik für 
Unfallchirurgie und Orthopädie am 
Klinikum Lüneburg, die mit Partnern 
vor Ort ein Aktionsbündnis zu „Run-
ter vom Gas!“ gründete und die Ver-
kehrsteilnehmer mit Aktionstagen 
für eine angepasste Geschwindigkeit 
sensibilisierte. 

Sicherheitswesten für 
Motorradfahrer
Passend zum Start der Motorrad-
saison konnten zu Beginn dieses 
Jahres erneut Sicherheitswesten an 
Motorradfahrer verteilt werden. In 
Kooperation mit TÜV und DEKRA er-
hielten Motorradfahrer bei bestande-
ner praktischer Führerscheinprüfung 
von den Fahrprüfern ein „Runter vom 
Gas!“-Sicherheitspaket. Dieses Paket 
bestand neben einer Sicherheitswes-
te für eine verbesserte Sichtbarkeit 
der Biker aus einer Führerscheinhülle 
sowie einer Broschüre. 

Mit diesen letzten Aktionen läuft die 
erfolgreiche Kampagne nun nach 
gut drei Jahren aus. Zahlreiche DVR-
Mitglieder, Partner und prominente 
Unterstützer haben die Botschaft 
„Runter vom Gas!“ bundesweit ver-
breitet und mit Leben gefüllt. Der 
DVR bedankt sich herzlich für die 
erfolgreiche Zusammenarbeit. Die-
se Partner haben maßgeblich dazu 
beigetragen, dass „Runter vom Gas!“ 
bundesweit sichtbar und erlebbar 
wurde und so viele Verkehrsteilneh-
mer erreichte.

Die Webseite www.runter-vom-gas.
de wurde jetzt aus dem Netz genom-
men. Die Präventionsfilme „Runter 
vom Gas!“ und Plakate sind weiterhin 
unter www.dvr.de zu finden. Materia-
lien der Kampagne, die Partnern und 
Unterstützern zur Verfügung gestellt 
wurden, können auch weiterhin ver-
teilt werden. 

Denn auch wenn die Kampagne offi-
ziell beendet ist, bleibt die Botschaft 
„Runter vom Gas!“ aktuell. Im Jahr 
2010 starben 3.657 Menschen im 
Straßenverkehr, über 370.000 wur-
den verletzt. DVR-Präsident Dr. Wal-
ter Eichendorf kommentierte diese 
Zahlen folgendermaßen: „Es macht 
uns glücklich, dass von Jahr zu Jahr 
immer weniger Menschen bei Ver-
kehrsunfällen ums Leben kommen. 
Schließlich ist jedes einzelne Leben 
unendlich wertvoll. Das heißt aber 
auch: Jeder einzelne Verkehrstote 
und Schwerverletzte ist einer zu 
viel.“

Die Autorin ist Projektmitarbei
terin für Kampagnen beim DVR. 
sdemuth@dvr.de
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Ein Motiv der ersten  
Plakatstaffel
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Der Minister für Infrastruktur und 
Landwirtschaft des Landes Bran­
denburg und Vorsitzende der 
Verkehrsministerkonferenz Jörg 
Vogelsänger über Vision Zero, er­
folgreiche Initiativen in seinem 
Bundesland und ein absolutes Al­
koholverbot

DVR-report: Herr Minister, im Namen 
Ihres Ministeriums taucht der Be-
griff Verkehr nicht auf. Welche Rolle 
spielen die Verkehrspolitik und in 
diesem Zusammenhang das Thema 
Verkehrssicherheit innerhalb Ihres 
Ressortzuschnitts?
Vogelsänger: Für ein Ressort mit ei-
nem so großen Themenfächer fangen 
die Herausforderungen ja schon bei 
der Namensgebung an. Ich werde 
auch öfter gefragt, warum die Stadt-
entwicklung oder die Raumordnung 
nicht mehr auf unserem Briefkopf 
stehen. Aber es besteht kein Grund 
zur Sorge: Keine Fachrichtung muss 
sich unter dem Dach der Infrastruktur 
zurückgesetzt fühlen.

Gerade was den Verkehrsbereich 
betrifft, kann ich einen Blick in den 
Landeshaushalt empfehlen. Fast 
zehn Prozent des Brandenburger 
Gesamtetats von rund zehn Milli-
arden Euro werden allein in meiner 
Verkehrsabteilung bewegt, um eine 
zukunftsfähige Politik für das Ver-
kehrssystem Straße, den Bereich 
des öffentlichen Personenverkehrs, 
die Binnenschifffahrt und den Luft-
verkehr finanzieren zu können. Die 
Mobilität als bedeutende Grundlage 
der Entwicklung unserer Gesellschaft 
ist seit Bestehen des Landes ein be-
deutender Schwerpunkt der Bran-
denburger Landesregierung und wird 
es trotz sinkender Haushaltsmittel 
auch in Zukunft bleiben. 
Dazu gehört selbstverständlich 
auch die lebenswichtige Verkehrs-
sicherheitsarbeit. Einerseits ist sie 
eine unverzichtbare Kernaufgabe 
des Staates. Zum Schutz von Leben 
und Gesundheit müssen wir sie aber 
auch als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe und ständige Verpflichtung 

verstehen. Wir haben in diesem Be-
reich in den vergangenen 20 Jahren 
große Schritte nach vorn gemacht. 
Aber alle Erfolge dürfen nicht darü-
ber hinweg täuschen, dass wir weiter 
mit Hochdruck an der Senkung der 
Unfallzahlen arbeiten müssen. Der 
Straßenverkehr wird hier weiter im 
Fokus stehen.

DVR-report: Seit Januar dieses Jah-
res sind Sie turnusmäßig für zwei 
Jahre Vorsitzender der Verkehrsmi-
nisterkonferenz. Welche Ziele haben 
Sie sich für diese Zeitspanne gesetzt?
Vogelsänger: Für den Bereich der 
Verkehrssicherheit lassen sich so-
gar schon jetzt erste Ergebnisse 
vorweisen. Es ist uns zum Beispiel 
bei der Konferenz im April gelungen, 
Einigkeit mit allen Ländern und dem 
Bund über das weitere Vorgehen 
zur Verbesserung der Tragequote 
von Fahrradhelmen zu erzielen. Vor 
allem für den Schutz von Kindern 
und Jugendlichen, aber auch ange-
sichts vieler aktiver und unterneh-
menslustiger Senioren halte ich es 
für geboten, bundesweit Initiativen 
zu entwickeln und auszuweiten, die 
für dieses Thema sensibilisieren. Zu-
frieden bin ich auch mit dem Stand 
und der Länderbeteiligung, was die 
Erarbeitung eines nationalen Ver-
kehrssicherheitsprogramms betrifft. 
Ein wesentlicher Bestandteil ist hier 
die Verbesserung der Sicherheit von 
Landstraßen – ein Thema, das mein 
Bundesland Brandenburg besonders 
berührt. 
Nicht zuletzt wird es in der aktuellen 
VMK-Periode für alle Mitglieder darauf 
ankommen, die finanzielle Absiche-
rung für den Erhalt und die Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur unbe-
dingt im Auge zu behalten. Hier stehen 
Weichenstellungen an, die bis in das 
nächste Jahrzehnt hinein reichen. 

DVR-report: Die Verkehrssicher-
heitsarbeit des DVR orientiert sich 
seit mehr als drei Jahren an der Si-
cherheitsstrategie „Vision Zero – 
keiner kommt um, alle kommen an“. 
Wie stehen Sie zu diesem Präventi-
onsansatz?
Vogelsänger: Ich unterstütze das 
mittlerweile auch von der Europäi-
schen Union getragene Leitbild der 
langfristigen Sicherheitsstrategie 

Jörg Vogelsänger

„Verkehrssicherheits
arbeit ist lebenswichtig“
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„Vision Zero“. Vorrangiges Ziel der 
Verkehrssicherheitsarbeit war und 
ist es ja auch in Brandenburg, die 
Zahl der Getöteten und Schwerstver-
letzten deutlich und kontinuierlich 
zu senken. Wir können hier auf eine 
erfolgreiche Arbeit verweisen, und 
die Auszeichnung von Brandenburg 
als „Safe Region 2010“ durch die 
Weltgesundheitsorganisation WHO 
hat uns auch bewiesen, dass wir mit 
unserem zielgruppenübergreifenden 
Ansatz den richtigen Weg eingeschla-
gen haben. 
Allerdings zeigen sich für ein Al-
leenland auch Grenzen, wenn auf 
Landstraßen immer wieder schon 
der kleinste Fahrfehler mit dem To-
de endet. Insofern verstehe ich „Vi-
sion Zero“ auch als Ermunterung zu 
mutigen Entscheidungen. Ich freue 
mich, dass der Bund die Verbesse-
rung der Landstraßensicherheit als 
Schwerpunkt erkannt hat und in 
diesem Sinne finanziell aktiver wer-
den will. Große Hoffnungen setze ich 
auch in die Zusammenarbeit mit dem 
DVR, der sich ja schon beim nächsten 
„Runden Tisch“ mit den Ländern in 
dieser Sache abstimmen möchte. 

DVR-report: Die EU nimmt über 
Verordnungen und Richtlinien sehr 
großen Einfluss auf die Verkehrspo-
litik ihrer Mitgliedstaaten. Inwieweit 
haben die Bundesländer noch aus-
reichenden gestalterischen Einfluss? 
Und umgekehrt: Wie ist der Kommu-
nikationsweg der Länder zur EU?
Vogelsänger: Erster und direkter 
Ansprechpartner für die Länder ist 
der Bund als Mitglied der EU, über 
den wir unsere Länderinteressen 
einbringen. Darüber hinaus gibt es 
natürlich auch den direkten Draht zu 
den Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments und eine Reihe guter 
Kontakte zur Kommission. Wir haben 
also keine Probleme damit, unsere 
Positionen und Vorschläge an den 
wichtigen Stellen einzubringen und 
mit anderen Regionen abzustimmen. 
Im Gegenzug ist ja auch die EU sehr 
an einem engen Kontakt und dem 
regelmäßigen Austausch der Länder 
interessiert und bietet zu vielen Fra-
gen direkte Diskussionsmöglichkei-
ten zum Beispiel über Konsultations-
verfahren an. 

DVR-report: Wie ist es um die Ver-
kehrssicherheit in Brandenburg be-
stellt? Welche Maßnahmen gibt es 
zum Beispiel, die Sicherheit auf den 
Landstraßen zu erhöhen? In Bran-
denburg gibt es bekanntermaßen 
viele Alleen.
Vogelsänger: Wie ich bereits er-
wähnt habe, können sich unsere 
Erfolge in diesem Bereich durchaus 
sehen lassen. 1991 hatten wir in 
Brandenburg 931 Verkehrstote zu 
beklagen, 2010 ist die Zahl mit 192 
auf beinahe ein Fünftel gesunken. 
Das ist auch mit Blick auf den Bun-
desvergleich eine gute Entwicklung, 
auch wenn wir uns alle einig sind: Es 
verunfallen und sterben noch immer 
viel zu viele Menschen auf unseren 
Straßen, jeder Einzelne von ihnen ist 
einer zu viel. 
Schauen wir uns die Statistiken ein-
mal genauer an, dann wird klar, dass 
wir uns vor allem energischer um die 
Sicherheit auf unseren Landstraßen 
kümmern müssen. Denn entgegen 
aller Trends stagniert die Zahl der 
Verkehrstoten auf diesen Strecken. 
Meist ist überhöhte Geschwindigkeit 
und das Abkommen von der Fahr-
bahn die Ursache. 
In Brandenburg arbeiten wir deshalb 
an einem Konzept, das sowohl Sicher-
heitseinrichtungen, entschärfende 
bauliche Veränderungen und punk-
tuelle Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen miteinander verknüpfen soll, 
um die Sicherheit zu verbessern. Wir 
stützen uns dabei ganz wesentlich 
auf die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse, welche wir im Rahmen der Er-
arbeitung der Richtlinie für passiven 

Schutz an Straßen gewonnen haben. 
Natürlich profitieren wir auch von 
den verschiedenen Initiativen der 
vergangenen Jahre. Ich erinnere an 
den ersten Alleenerlass von 1998, 
der gerade überarbeitet wird. Ich 
denke an unsere Schutzplankenpro-
gramme, die landesweite Einrichtung 
von Unfallkommissionen, die frühe 
Einführung eines Sicherheitsaudit im 
Straßenbau und die Sensibilisierung 
auf Baumunfälle während der Fahr-
schulausbildung. Natürlich akzeptie-
re ich, dass mich vor diesem Hinter-
grund gerade in Sachen Tempolimit 
auch kritische Stimmen erreichen. 
Entsprechend sorgfältig werde ich 
mit diesem Thema auch umgehen.

DVR-report: Immer wieder wird – 
auch von Politikern – gerne postu-
liert, Verkehrserziehung fange be-
reits bei den ganz Kleinen an. Hier 
gibt es sicherlich viele gute Ansätze 
in den Kitas und Grundschulen. In 
den weiterführenden Schulen wird 
das Thema eher stiefmütterlich be-
handelt. Wie kann das Thema Ver-
kehrserziehung stärker im Unterricht 
verankert werden?
Vogelsänger: Das ist tatsächlich ei-
ne Herausforderung. Vor allem ange-
sichts der wachsenden schulischen 
Anforderungen sind wir gefordert, 
Alternativen zur Verkehrserziehung 
im Unterricht zu entwickeln. Schon 
2004 haben wir in Brandenburg das 
Forum Verkehrssicherheit als zentra-
le Plattform gegründet und seither 
gefördert. Hauptamtliche Mitarbei-
ter kümmern sich auch darum, den 
Bruch zwischen Kita und Fahrschul-
ausbildung zu kompensieren. Bei 
den größeren Kindern und Jugend-
lichen haben wir die Erfahrung ge-
macht, dass organisierte Diskussio-
nen, Hörbücher oder Ausstellungen 
zu Themen wie „Alkohol am Steuer“ 
oder „Straßenkreuzen“ an Schulen 
sehr gut angenommen werden. Er-
wähnen möchte ich aber auch unse-
re „Blauen Engel“, die mittlerweile 
die sympathischen Markenzeichen 
unserer bekannten Brandenburger 
Verkehrssicherheitskampagne „Lie-
ber sicher. Lieber leben.“ sind. Die 
jungen Frauen und Männer mit ihren 
blauen Perücken und Engelsflügeln 
schwärmen vor allem dorthin aus, wo 
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Vereinswimpel im Tausch 
gegen Schutzengel-Flügel: 
Minister Vogelsänger mit dem 
„Blauen Engel“ Bianca Schmidt 
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sie Kontakt zu Gleichaltrigen knüpfen 
können. Wenn auf diese Weise vor 
Discotheken oder Fußballstadien 
für einen verantwortlichen Umgang 
im Straßenverkehr sensibilisiert 
wird, hinterlässt das schon einen 
erfrischenderen Eindruck als bei der 
Pflicht-Belehrung im Unterricht.

DVR-report: Eine nach wie vor stark 
gefährdetet Risikogruppe im Stra-
ßenverkehr sind die 18- bis 24-jäh-
rigen jungen Fahrer. Welche Erfah-
rungen hat das Land Brandenburg 
mit dem „Begleiteten Fahren ab 17“ 
gemacht?
Vogelsänger: Durchweg positive. Des-
halb haben wir im Bundesrat auch für 
die Überführung dieses Pilotprojektes 
in ein Dauerrecht zugestimmt. Die bis 
dato vorliegenden Untersuchungs-
ergebnisse der Bundesanstalt für 
Straßenwesen hatten eindrucksvoll 
belegt, dass sich in der Anfangsphase 
des selbstständigen Fahrens die Un-
fall- und Deliktzahlen im zweistelligen 
Bereich vermindert haben. Mittlerwei-
le ist dieser Erfolg durch eine ergän-
zende Studie auch für Brandenburg 
bestätigt: Sowohl fahrer- als auch kilo-
meterbezogen sind die Teilnehmer des 
Projektes bei Unfällen und Verkehrs-
verstößen deutlich weniger auffällig. 
Wir stellen aber auch darüber hinaus 
eine überdurchschnittlich positive Ent-
wicklung in der genannten Altersgrup-
pe fest. Ich gehe davon aus, dass dazu 
auch unsere intensiven Bemühungen 
um eine Fahrschulausbildung mit neu-
en, praxisnahen Lehrformen beigetra-
gen haben.

DVR-report: Der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesverkehrsminis-
ter hat in einem aktuellen Gutachten 
auch ein absolutes Alkoholverbot am 
Steuer als einen wichtigen Beitrag 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
genannt. Das seit August 2007 gel-
tende Alkoholverbot für Fahranfän-
ger zeigt laut einer Studie der Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BASt) 
äußerst positive Ergebnisse in der 
Unfallstatistik. In einer vom DVR in 
Auftrag gegebenen repräsentativen 
Umfrage haben sich rund 60 Pro-
zent der Befragten für ein absolutes 
Alkoholverbot ausgesprochen. Wie 
stehen Sie dazu?
Vogelsänger: Kenner der Materie 
werden wissen, dass die Branden-
burger Landesregierung seit 1997 
bereits mehrere Vorstöße unter-
nommen hat, die allgemeingültige 
0,0-Promille-Grenze einzuführen. 
Das Anliegen ist im Bundesrat nur 
leider nie mehrheitsfähig gewesen. 
Immerhin konnte im Jahr 2005 auf 
Initiative des damaligen Bundesver-
kehrsministers Dr. Manfred Stolpe 
zumindest ein Umdenken für die 
Fahranfänger erreicht werden.
Für die Einführung eines absoluten 
Alkoholverbots sprechen in der Tat 
gute Gründe. Nehmen wir nur die 
von Ihnen erwähnte BASt-Studie. 
Sie kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Zahl der Unfallbeteiligten unter den 
Anfängern im ersten Jahr nach dem 
Erwerb der Fahrerlaubnis mit gel-
tender 0,0-Promille-Regelung um 15 
Prozent zurückgegangen ist. Der TÜV-
Süd hat kürzlich darauf hingewiesen, 

dass sich bereits mit 0,5 Promille Al-
kohol im Blut die Wahrscheinlichkeit 
verdoppelt, Verursacher eines Unfalls 
zu sein. Das Risiko, überhaupt in ei-
nen Unfall verwickelt zu werden, ist 
bei dieser Blutalkoholkonzentration 
bereits verachtfacht! Das sind Zahlen, 
die für sich sprechen.

DVR-report: Welche Rolle spielen 
für Sie Überwachung und Kontrolle? 
Welche Möglichkeiten hat ein Land, 
Kontrollen trotz leerer Kassen zu in-
tensivieren?
Vogelsänger: Ich unterstütze den 
Ansatz, den Ordnungsrahmen noch 
mit mehr Nachdruck durchzusetzen 
und die polizeiliche Überwachung zu 
stärken. Rechtstaatlichkeit gilt für al-
le und die Straßenverkehrsordnung 
ist nicht nur für Unfallschwerpunkte 
da. Kontrollen und Überwachungen 
sind leider noch unverzichtbar, denn 
sie schützen uns vor menschlichem 
Leid und volkswirtschaftlichen Schä-
den durch Unfälle in Milliardenhöhe.

DVR-report: In Ihrer Funktion als Mi-
nister sind Sie auf den Dienstwagen 
angewiesen. Wie bewegen Sie sich 
privat am liebsten fort?
Vogelsänger: Wenn in Familie und 
mit Freunden Zeit dafür ist, genießen 
wir die Abwechslung und sind gerne 
mit dem Fahrrad unterwegs. Bran-
denburg hat in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten viel Geld in ein attrakti-
ves Radwegenetz mit vielen reizvol-
len Routen investiert. Ich kann jedem 
nur empfehlen, die Mark einmal auf 
diese Weise zu erkunden. 

Zur Person: Jörg Vogelsänger 

Jörg Vogelsänger, geboren 1964 in Woltersdorf bei Berlin, ist seit dem 
25. Februar 2010 Minister für Infrastruktur und Landwirtschaft des Lan-
des Brandenburg. Zudem ist er seit Januar dieses Jahres turnusmäßig für 
zwei Jahre Vorsitzender der Verkehrsministerkonferenz. 

Nach einem Maschinenbau-Studium an der Technischen Universität Dres-
den arbeitete Vogelsänger als Entwicklungsingenieur bei der Reichsbahn. 
Sein politisches Engagement führte ihn 1994 in den brandenburgischen 
Landtag, dem der Brandenburger acht Jahre lang angehörte. Von 2002 
bis 2009 war der SPD-Politiker Mitglied des Deutschen Bundestages, 
bevor er im November 2009 zum Staatsekretär im brandenburgischen 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft berufen wurde. 

Vogelsänger ist verheiratet und hat zwei Töchter. 
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Wer Verkehrsregeln missachtet, kann 
in der Eigenwahrnehmung durchaus 
ein guter Autofahrer sein. Regel-
konformität steht somit in keinem 
direkten Zusammenhang zur Ein-
schätzung des eigenen Fahrverhal-
tens. Das ergab eine repräsentative 
Umfrage unter gut 1.000 Testperso-
nen, die tns-emnid im Auftrag der 
Präventionskampagne „Risiko raus!“ 
durchführte.

In einer ersten Frage sollten die Be-
fragten die eigene Fahrkunst auf ei-
ner Skala von 1 (überhaupt nicht gut) 
bis 10 (sehr gut) einordnen. Knapp 
die Hälfte, 46 Prozent, schätzen ihre 
Kompetenz am Steuer als gut bis sehr 
gut (8 bis 10) ein. Weitere 25 Prozent 
sehen sich auf der Skala zwischen 6 
und 7 – also immer noch im oberen 
Kompetenzbereich.

Wenig Achtung für 
Geschwindigkeits
begrenzungen

In augenfälligem Gegensatz zu die-
sem insgesamt positiven Selbst-
bild steht die Tatsache, dass viele 
Fahrerinnen und Fahrer gleichzeitig 
Verstöße gegen Ver-
kehrsregeln einräu-
men. Wobei weib-
liche Fahrer nach 
ihrer Selbstauskunft 
seltener bereit sind, 
die Regeln zu miss-
achten als Männer. 
Aber immerhin 70 
Prozent aller Befrag-
ten gaben an, dass 
sie hin und wieder 
Geschwindigkeits-
begrenzungen über-
treten. Mehr als 40 
Prozent missachten 
Park- und Haltever-
bote, mehr als 30 
Prozent halten nicht 
immer vor Stopp-
schildern an und 

blinken nicht beim Spurwechseln 
oder Abbiegen.

Besonders wenig Achtung für Tempo-
limits zeigen Fahrer und Fahrerinnen 
im Alter zwischen 30 und 39 Jahren. 
Von ihnen geben 90 Prozent an, ab 
und zu gegen die Grenzen zu versto-
ßen. Auffällig ist auch, dass offenbar 
die Neigung, sich über Geschwindig-
keitsbegrenzungen hinwegzusetzen, 
zunimmt, je höher der Bildungsab-
schluss ist.

In der Unfallstatistik (Statistisches 
Bundesamt) ist die „nicht angepass-
te Geschwindigkeit“ alles andere als 
ein „Kavaliersdelikt“. Die Mehrheit 
aller Verkehrsunfälle (86 Prozent) 
geht auf ein Fehlverhalten des Fahr-
zeugführers zurück. Überhöhte Ge-
schwindigkeit ist das zweithäufigs-
te Fehlverhalten und rangiert gleich 
hinter falschem Abbiegen, Wenden 
oder Rückwärtsfahren.

Insgesamt scheinen jüngere Fahre-
rinnen und Fahrer risikobereiter zu 
sein als ältere. Das zeigen auch die 
Angaben über den Gebrauch von 
Handys während des Fahrens. 42 
Prozent der unter 30-Jährigen räumt 
die Handynutzung am Steuer ein, 

aber nur 13 Prozent der über 50-Jäh-
rigen. 

Wie aber können Fahrer dazu moti-
viert werden, Verkehrsregeln einzu-
halten? An erster Stelle, so antwor-
ten fast 80 Prozent, steht für sie die 
eigene und die Sicherheit anderer. 
Äußere Sanktionen wie Geldbußen 
oder Punkte in Flensburg spielen 
demgegenüber nur eine untergeord-
nete Rolle.

Dazu Dr. Walter Eichendorf, stellver-
tretender Hauptgeschäftsführer der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) und Präsident des 
Deutschen Verkehrssicherheitsrates 
(DVR): „Die gute Nachricht ist: Fahre-
rinnen und Fahrern ist Sicherheit im 
Straßenverkehr wichtig. Die schlech-
te ist: Offensichtlich schätzen sie die 
Wirksamkeit von Verkehrsregeln in 
diesem Zusammenhang nicht hoch 
genug ein. An diesem Punkt müssen 
wir mit unserer Aufklärungsarbeit 
ansetzen. Denn immer noch werden 
jährlich mehr als 370.000 Menschen 
bei Unfällen auf Deutschlands Stra-
ßen verletzt, viele davon auf dem 
Arbeitsweg.“

Umfrage der Präventionskampagne „Risiko raus!“

Zwei Drittel der Autofahrer übertreten Tempolimits

M
it

g
li

e
d

e
r

Hand aufs Herz: WelcHe VerkeHrs regeln 
 beacHten sie mancHmal nicHt? 

www.risiko-raus.deQuelle: tns emnid

70 %

43 %

36 %

23 %

22 %

20 %

32 %

24 %

Geschwindigkeitsbegrenzung

Park-/Halteverbot

Anhalten bei Stoppschildern

Blinken beim Spurwechseln oder Abbiegen

Halten an der Ampel, wenn diese gerade auf  
rot umgesprungen ist

Handybenutzung beim Fahren

Anschnallen auf kurzen Strecken

Rechtsfahrgebot auf Autobahnen
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Fußgänger und Radfahrer haben in 
der EU das zweithöchste Risiko im 
Straßenverkehr getötet zu werden – 
hinter Fahrzeuginsassen. Gemäß der 
europäischen Unfalldatenbank CARE 
liegt der Anteil dieser beiden Grup-
pen von ungeschützten Verkehrs-
teilnehmern in den letzten Jahren 
bei durchschnittlich rund 25 Prozent 
aller Verkehrstoten. 

Darauf weist der aktuelle DEKRA 
Verkehrssicherheitsreport 2011 hin, 
der – ausgehend von Unfalldaten aus 
Deutschland und ausgewählten eu-
ropäischen Ländern – Optimierungs-
potenziale aufzeigt. 

Nach Prognosen der Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt) kamen 2010 
in Deutschland im Straßenverkehr 
520 Fußgänger (Vorjahr: 591) und 
375 Radfahrer (Vorjahr: 462) ums Le-
ben. Der bereits seit Jahren zu beob-
achtende Rückgang bei den Zahlen 
getöteter Fußgänger und Radfahrer 

setzt sich damit konsequent fort. In 
der Summe machen diese beiden 
Verkehrsteilnehmergruppen aber 
immer noch rund 24 Prozent aller 
Verkehrstoten aus.

EU-weit sieht es laut DEKRA nicht 
besser aus. So seien nach der jüngs-
ten Ausgabe der CARE-Datenbank 
im Jahr 2008 (EU-23) 7.435 tödlich 
verunglückte Fußgänger und 2.395 
getötete Radfahrer zu beklagen. 
Bezogen auf die insgesamt 36.705 
Verkehrstoten in diesen 23 Staaten 
entspreche das einem Anteil von 
26,8 Prozent. Laut CARE kamen 70,1 
Prozent der getöteten Fußgänger bei 
Unfällen innerhalb von Ortschaften 
ums Leben, der Innerortsanteil der 
getöteten Radfahrer beträgt 58 Pro-
zent. In hohem Maße gefährdet sind 
Kinder unter 15 Jahren sowie Senio-
ren ab 65 Jahren.

Bessere Erkennbarkeit 
bei Dunkelheit

Wie zahlreiche Studien belegen, ist 
bei Dämmerung und Dunkelheit das 
Unfallrisiko für Fußgänger und Rad-
fahrer besonders hoch. Um dieses 
Risiko zu senken, ist für ungeschütz-
te Verkehrsteilnehmer das Tragen 
kontrastreicher Kleidung, möglichst 
mit reflektierenden Elementen, sehr 
empfehlenswert. Älteren und gehbe-
hinderten Personen wird empfohlen, 
ihre Rollatoren und Gehhilfen – ge-
gebenenfalls auch Rollstühle – mit 
retro-reflektierenden Streifen zu 
versehen. Verantwortungsbewusste 
Radfahrer achten darauf, dass ihr 
Fahrzeug mit allen vorgeschriebe-
nen aktiven und passiven lichttechni-
schen Einrichtungen ausgestattet ist. 
Angesichts der möglichen Schwere 
der Verletzungen nach einem Zusam-
menprall mit einem Auto sowie bei 

Keine Entwarnung  
für Radfahrer und Fußgänger
DEKRA präsentiert Verkehrssicherheitsreport 2011

Fußgänger und Radfahrer: hohes Risiko im Straßenverkehr.
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einem Alleinunfall sollten Radfahrer 
darüber hinaus einen Helm tragen, 
der mindestens die aktuelle ECE-
Norm erfüllt.

Zu besseren Licht- und Sichtverhält-
nissen – insbesondere außerorts – 
tragen auch die Automobilhersteller 
mit seit Jahren immer leistungsfä-
higeren Scheinwerfer- und Erken-
nungssystemen bei. Dazu zählen 
unter anderem Fernlichtassistenten 
mit adaptiver Hell-Dunkel-Grenze 
oder Nachtsichtsysteme mit Licht 
im infraroten Bereich. 

Straßeninfrastruktur 
ausbauen

Neben fahrzeugspezifischen Sicher-
heitselementen spielt zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit von Fußgän-
gern und Radfahrern auch die Stra-
ßeninfrastruktur eine entscheidende 

Rolle. Da sich die meisten Unfälle 
zwischen Fußgängern und Kraftfahr-
zeugen dann ereignen, wenn sich 
deren Wege kreuzen, müssen die 
entsprechenden Querungsanlagen 
ausreichend verkehrssicher und 
ohne große Umwege nutzbar sein. 
Mindestens ebenso wichtig ist die 
ausreichende Beleuchtung der Über-
gänge. Angesichts des ansteigenden 
Fahrradverkehrs ist zudem der Aus-
bau des Radwegenetzes gerade auch 
in Innenstädten sowie dessen Pflege 
notwendig.

Mindestens ebenso wichtig wie die 
genannten Maßnahmen und Aus-
stattungsempfehlungen ist nach 
Meinung von DEKRA aber auch ein 
rücksichtsvolleres und verantwor-
tungsbewussteres Verhalten der 
Verkehrsteilnehmer untereinander. 
Auf ein solches Verhalten müsse 
schon bei der Verkehrserziehung 
von Kindern sowie auch im Rahmen 
der Führerscheinprüfung hingewirkt 

werden. Verkehrsregeln und Vor-
schriften seien dazu gemacht, einge-
halten zu werden – von Pkw-, Lkw- 
und Motorradfahrern ebenso wie von 
Fußgängern und Radfahrern.

Hier ist gegenseitige Rück-
sichtnahme von Rad- und 
Autofahrern gefragt.
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Elektrisch unterstütze Fahrräder 
(Pedelecs) liegen in Deutschland 
im Trend. Die Hersteller freuen sich 
über zweistellige Zuwachsraten und 
die Radler über den „eingebauten 
Rückenwind“. Doch diese Entwick-
lung birgt nach Ansicht der Unfallfor-
schung der Versicherer (UDV) auch 
Gefahren. Nach vier Crashtests und 
umfangreichen Fahrversuchen kom-
men die Unfallforscher in einer jetzt 
aktuell vorgestellten Studie zu dem 
Schluss, dass vor allem die schnel-
len E-Bikes (bis 45 km/h) eine Ge-
fahr für den Fahrer selbst, aber auch 
für andere Verkehrsteilnehmer sein 
können. 

Pedelecs erreichen nicht nur eine 
höhere Durchschnittsgeschwin-
digkeit, sondern auch eine höhere 
Höchstgeschwindigkeit, vor allem 
am Berg. Häufigere Überholmanö-
ver sind damit programmiert und 
– wie der Crashtest der UDV zeigt 
(zu sehen auf www.youtube.com/
unfallforschung) – können durch die 

hohe Geschwindigkeit im Ernstfall 
mit schweren Unfallfolgen für Rad-
fahrer und Pedelec-Fahrer enden. 

Für Autofahrer ist es schwieriger 
zu erkennen, wie schnell ein Rad-
ler unterwegs ist. Auch ein Senior 
auf einem Citybike kann jetzt dank 
Elektrounterstützung viel schneller 
auftauchen, als aus der Erfahrung 

„gelernt“. Riskante Situationen 
können dadurch an Ausfahrten und 
Kreuzungen entstehen. Schwere Ver-
letzungen beim seitlichen Anprall an 
ein Auto sind – wie ein zweiter Crash-
test der UDV zeigt – nicht nur bei „un-
behelmten“ Radlern zu erwarten. 

Weitere Informationen unter	  
www.udv.de. 

Hohe Unfallrisiken durch Elektrofahrräder

Zum Glück nur ein Dummy: heftiger Zusammenstoß zwischen 
Pkw und E-Bike. 
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R Nahezu 190.000 Verkehrssün-

der wurden im Jahre 2009 wegen 
Straftaten im Straßenverkehr ver-
urteilt, das sind 22 Prozent aller in 
Deutschland begangenen Straftaten. 
Dies geht aus einer Studie des ACE  
hervor, basierend auf Angaben des 
Statistischen Bundesamtes. 

85 Prozent aller geahndeten Verge-
hen im Straßenverkehr haben sich 
demnach Männer zuschulden kom-
men lassen. Überproportional hoch 
ist der Anteil verurteilter junger Ver-
kehrsteilnehmer zwischen 21 und 
25 Jahren. Einer der vor Gericht am 
häufigsten verhandelten Tatbestän-
de ist immer noch Alkohol am Steu-
er: Über die Hälfte der richterlichen 

Entscheidungen (54 Prozent) hatten 
verbotene Trunkenheitsfahrten zum 
Inhalt, knapp jeder vierte davon en-
dete in einem Unfall. 

Bei strafrechtlich relevanten Delikten 
im Straßenverkehr kommt sowohl 
das Strafgesetzbuch (StGB) als auch 
das Straßenverkehrsrecht (StVG) zur 
Anwendung. Typische Straftatbe-
stände des StGB sind Alkoholdelikte, 
Fahrerflucht, gefährlicher Eingriff in 
den Straßenverkehr sowie fahrläs-
sige Tötung oder Körperverletzung. 
Nach dem Straßenverkehrsrecht wer-
den beispielsweise das Fahren ohne 
Führerschein oder das Fahren mit 
einem nicht zugelassenen Fahrzeug 
geahndet. 

Tatort „Straße“

„Zu Beginn lachen Sie noch, scher-
zen, einige versuchen, die Veran-
staltung ins Lächerliche zu ziehen. 
Doch dann wird es immer stiller im 
Raum“, berichtet einer der Väter 
des Crash Kurses NRW, der leitende 
Polizeidirektor a. D. Wolfgang Blin-
denbacher. 

Das aus England adaptierte Konzept 
zur Prävention von Verkehrsunfällen 
ist ein nordrhein-westfälisches Ko-
operationsprojekt zur Reduzierung 
der Anzahl der im Straßenverkehr 
verunglückten jungen Fahrer. Bei 
sehr persönlich gestalteten Vor-
tragsveranstaltungen, zumeist an 

weiterführenden Schulen, berichten 
Polizisten, Feuerwehrleute, Notärz-
te und Notfallseelsorger über ihre oft 
leidvollen Eindrücke, die sie im Zu-
sammenhang mit Verkehrsunfällen 
gewonnen haben. Unfallopfer und 
Angehörige von Getöteten berich-
ten, wie ein Verkehrsunfall ihr Leben 
vollständig veränderte. Im Jahr 2009 
wurde das Projekt ins Leben gerufen, 

in sechs Polizeibehörden des Landes 
NRW startete sodann die Pilotphase. 
Die positive Resonanz zeigt, dass der 
Crash-Kurs die Zuhörer überzeugt. 
Zahlreiche Nachfragen machen 
deutlich, dass dieses Projekt auch in 
Nordrhein-Westfalen zur wichtigsten 
Präventionsmaßnahme der nächsten 
Jahre im Bereich der Verkehrssicher-
heitsarbeit werden kann. 

Crash Kurs NRW

ILL


U
 >

 A
C

E
F

O
T

O
 >

 P
o

l
iz

e
ip

r
ä

si
d

ium


 K
ö

l
n

Unfallchirurg Dr. Sascha Gick bei seiner emotionalen Ansprache 
an Jugendliche.
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Auffinden jedes überflüssigen Ver-
kehrsschildes mit einem Finderlohn 
in Höhe von zehn Euro belohnte. 
Ernüchterndes Ergebnis: Mit insge-
samt 300 Schildern wurden lediglich 
0,06 Prozent abmontiert. 

Welches sind die wesentlichen Grün-
de für diese Misserfolge? Wieso ist 
es bisher trotz eines breiten Konsens 
kaum gelungen, den Schilderwald zu 
lichten? 

Die Verkehrsschau 
als Instrument zur 
Unfallprävention

Die Suche nach einer fundierten 
Antwort führt zur Institution Ver-
kehrsschau. Ihr Ziel ist ein siche-
rer Verkehrsablauf, der durch ei-
ne angemessene Ausstattung mit 
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Von Detlev Lipphard

Die Klage über den Schilderwald und 
die Forderung nach dessen gründli-
cher Durchforstung ist ein Dauer-
brenner. Kein Wunder, stehen doch 
nach Einschätzung von Experten 
mindestens 25 Millionen Verkehrs-
zeichen an Deutschlands Straßen. 
Obwohl in der Straßenverkehrsord-
nung (StVO) im Paragraf 45 Absatz 9 
ausdrücklich steht, Verkehrszeichen 
nur dort anzuordnen, „wo dies auf-
grund der besonderen Umstände 
zwingend geboten ist“. Selbst Ge-
fahrzeichen dürfen nur angebracht 
werden, wo es für die Sicherheit des 
Verkehrs unbedingt erforderlich ist. 

Eigentlich müssten diese klaren und 
restriktiven Formulierungen allen 
Straßenverkehrsbehörden die not-
wendige Planungssicherheit geben. 
Zumal es ja langjährige Erfahrungen 

mit dem Schilderwald gibt: Bereits 
vor über 25 Jahren wurde die Initia-
tive „Weniger Verkehrszeichen“ ins 
Leben gerufen, die danach mehrfach 
fortgeschrieben wurde. Im Jahr 1997 
hat der ADAC das Selmer Modell kon-
zipiert, das mehr als 150 Städten und 
Gemeinden als Vorbild diente. Jedes 
dritte Schild wurde dort abgebaut. 
Trotz intensiver Öffentlichkeitsarbeit 
ist es jedoch nicht gelungen, eine flä-
chenhafte Wirkung zu erzielen. 

Baden-Württemberg hatte im Jahr 
2000 einen „Katalog verzichtbarer 
Verkehrszeichen im Innerortsbe-
reich“ veröffentlicht. Die erhoffte 
Signalwirkung blieb auch hier aus: 
Gerade mal drei Prozent aller Schil-
der wurden abgebaut. Vor zwei Jah-
ren hatte der nordrhein-westfälische 
Verkehrsminister seine zuständigen 
6.400 Mitarbeiter zu einem Such-
spiel aufgefordert, bei dem er das 

Stopp dem Schilderwald –  
Vorfahrt der Verkehrsschau
Qualitätskontrolle soll Gefahren beseitigen und Unfällen vorbeugen
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Immer wiederkehrende Forderung: den Schilderwald lichten.
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Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen garantiert werden soll. 
Sie knüpft an das Instrument der 
ständigen Streckenkontrolle an, 
bei der der Straßenbaulastträger 
die mangelhafte Erkennbarkeit und 
Standfestigkeit von Verkehrszeichen 
ebenso wie Fahrbahnschäden über-
prüft. Damit wird gleichzeitig der Ver-
kehrssicherungspflicht entsprochen. 

Schilder, Markierungen, Verkehrs-
ampeln, Geländer und Pfosten 
verdeutlichen wichtige Regeln des 
Verkehrssystems. Deshalb ist seit 
langem für ganz Deutschland die 
Verkehrsschau vorgeschrieben, 
die sich unter Leitung der Straßen-
verkehrsbehörde aus der örtlichen 
Polizei und der Straßenbaubehörde 
zusammensetzt. Zu den Pflichtauf-
gaben gehören die Überprüfung 
des Zustandes und der Sichtbar-
keit der Verkehrszeichen sowie die 

Bedeutung dieses Instruments Rech-
nung tragen. Insgesamt aber wird die 
Praxis sehr unterschiedlich gehand-
habt. Verkehrsschauen werden nicht 
immer und überall durchgeführt, 
auch die notwendige Sorgfalt ist 
häufig nicht gewährleistet. Beispiels-
weise unterbleibt die Durchführung 
der Nachtverkehrsschau meist. Dann 
lässt sich nicht feststellen, ob etwa 
ein Zebrastreifen bei Dunkelheit gut 
erkennbar ist. 

Ortsbesichtigungen sind 
keine Spazierfahrt

Die Gründe für diese Praxismängel 
sind zahlreich: So ist die angemes-
sene Durchführung einer Verkehrs-
schau aufwändig, muss sorgfältig vor- 
und nachbereitet werden. Denn alle 
Straßen sollen in beiden Richtungen 

Beseitigung möglicher Gefahren am 
Fahrbahnrand und im Seitenraum. 

Alle zwei Jahre ist eine umfassende 
Regel-Verkehrsschau durchzufüh-
ren. Außerdem müssen im vierjähri-
gen Turnus spezielle Nacht-, Bahn-, 
Tunnel- und Wegweisungsschauen 
erfolgen. Und zwar für das komplette 
Straßennetz, von der innerörtlichen 
Nebenstraße bis hin zur Autobahn. 
Außerdem können aus besonderem 
Anlass spezielle Verkehrsschauen 
hinzukommen. In der verbindlichen 
Verwaltungsvorschrift zur StVO und 
im „Merkblatt für die Durchführung 
von Verkehrsschauen“ ist dies alles 
exakt beschrieben. 

Soweit die Theorie – in der Realität zei-
gen sich teilweise deutliche Vollzugs-
defizite. Zwar gibt es Landkreise, in 
denen die Behörden in vorbildlicher 
Weise der hohen unfallpräventiven 

Reizüberflutung für den Verkehrsteilnehmer.
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Es gibt also ein ganzes Bündel von 
Gründen, weshalb die Verkehrsschau 
nicht wie gewünscht funktioniert. 
Und es gibt eine weitere gewichtige 
Erklärung, weshalb es mit der Durch-
forstung des Schilderwaldes nicht 
richtig voran geht: Bereits die Anord-
nung eines Verkehrszeichens ist ein 
Verwaltungsvorgang, bei dem jeweils 
eine Reihe von Faktoren zu beachten 
ist. Dies trifft mindestens in gleicher 
Weise auf die Rücknahme einer An-
ordnung zu, die mit einer impliziten 
Kritik an der ehemals getroffenen 
Entscheidung verbunden sein kann. 

Aktionen rund um den Schilderwald 
haben die Belange der Verkehrs
sicherheit manchmal eher indirekt 
im Blick. Erfolgreiche Kampagnen 
zeigen deutlich, dass die abgebau-
ten Schilder sich zum großen Teil auf 
Regelungen zum Halten und Parken 
beziehen. Dies kann zwar sinnvoll 
sein, um der innerörtlichen Schilder-
flut zu begegnen, hat aber mit dem 
Auftrag der Verkehrsschau, für einen 
sicheren Verkehrsablauf zu sorgen, 
nur bedingt zu tun.

Die Aufgabe der Verkehrsschau ist 
umfassender: Es geht um eine bes-
sere Beschilderung, die den Blick für 
das Wesentliche schärft. Zumal aus 
der Verkehrspsychologie bekannt ist, 
dass der Mensch maximal drei Schil-
der pro Mast verarbeiten kann. 

In nächster Zeit wird die Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen „Hinweise zur Durch-
führung von Verkehrsschauen“ 
veröffentlichen. Sie sollen allen 
Verkehrsbehörden in Deutschland 
konkrete Hilfestellungen geben. 
Der DVR wird sich dafür einsetzen, 
in den Bundesländern Informati-
onsveranstaltungen durchzuführen, 
damit dieses Instrument der ihm 
zukommenden Bedeutung besser 
als bisher entsprechen kann. Ziel 
wird es auch sein, die Akzeptanz für 
Verkehrszeichen und für die Einhal-
tung der Verkehrsregeln zu erhöhen. 
Erwünschter Nebeneffekt: Lichtung 
des Schilderwaldes.
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befahren werden. Es reicht auch nicht 
aus, im Fahrzeug sitzen zu bleiben, 
wenn Nässe oder Kälte dazu verlo-
cken. Vor allem an Kreuzungen und 
Einmündungen lässt sich vieles nur 
mittels Begehungen klären, die eine 
Beurteilung aus verschiedenen Blick-
winkeln ermöglichen. Hilfsmittel wie 
Maßband, Kreide, Straßenkarten, 
Diktiergerät, Digitalkamera und Lap-
top gehören selbstverständlich eben-
so wie die einschlägigen Regelwerke 
dazu. Es gibt mehr als 400 Verkehrs-
zeichen, die zahllosen Zusatzschil-
der und deren Kombinationsmög-
lichkeiten nicht mal mitgerechnet. 
Und zu jedem Schild gehören exakte 
Vorschriften, wobei die StVO über 
die Jahre immer umfangreicher und 
komplizierter geworden ist. 

Jedes installierte Verkehrszeichen 
basiert auf einer verwaltungsrecht-
lichen Anordnung. Jede Entschei-
dung, ob ein Verkehrszeichen not-
wendig ist, ist an eine Einzelprüfung 
gekoppelt. Ergebnis kann auch sein, 
ein neues Verkehrszeichen anordnen 
zu müssen, um einen sicheren Ver-
kehrsablauf zu gewährleisten. Alle 
Ergebnisse werden in einem Proto-
koll festgehalten, eine Erfolgskont-
rolle zur Umsetzung der beschlosse-
nen Maßnahmen gehört dazu. 

Idealerweise arbeitet die Verkehrs-
schau im Sinne einer unfallvor-
beugenden Qualitätskontrolle, so 
dass sich keine Unfallhäufungen 
herausbilden, derer sich später die 
Unfallkommission annehmen muss. 
Zwar gibt es Fälle, in denen Unfall-
häufungen selbst durch die beste 
Ausstattung mit Verkehrszeichen 
nicht verhindert werden können, 
so dass bauliche Veränderungen 
unausweichlich werden; dennoch 
kann gut geschultes und erfahre-
nes Personal frühzeitig negativen 
Entwicklungen begegnen. Für diese 
verantwortungsvolle Aufgabe bedarf 
es jedoch kontinuierlicher Aus- und 
Weiterbildung, zumal die Mitarbeiter 
der Straßenverkehrsbehörden be-
ziehungsweise der Ordnungsämter 
meist einer Vielzahl völlig anderer 
Aufgaben gerecht werden müssen. 

Wenn die Verkehrsschau wie vorge-
sehen funktionieren würde, dürfte 

sich das Thema Schilderwald kaum 
noch stellen. Die für die Verkehrssi-
cherheit wichtigen Verkehrszeichen 
wären angebracht und in gutem Zu-
stand, Verhüllaktionen überflüssiger 
Schilder wären nicht mehr nötig. 

Ein beispielhafter Blick nach Nord-
rhein-Westfalen, wo die Verkehrssi-
cherheit an sich einen hohen Stellen-
wert hat, verdeutlicht dennoch, wie 
weit die Realität von diesem Wunsch-
bild entfernt ist. Es gibt zwar einen 
für alle Verkehrsbehörden verbind-
lichen Erlass zur Durchführung von 
Verkehrsschauen. Recherchen bei 
Ansprechpartnern vor Ort zeugen 
aber von einer ziemlich unterschied-
lichen Praxis. 

Einigkeit besteht bei allen Befragten 
darin, dass die personelle Situation 
wegen der hohen Fluktuation und der 
vielen anderen Aufgaben mangelhaft 
sei. Im Vergleich zur Unfallkommissi-
on, deren Stellenwert inzwischen im-
mer mehr anerkannt würde, habe das 
Instrument Verkehrsschau innerhalb 
der Verwaltung nach wie vor eine zu 
geringe Wertigkeit. Auch die finanzi-
ellen Möglichkeiten werden beklagt. 
Die Kosten für den Austausch von 
Schildern und die Pflege der Markie-
rungen summierten sich, außerdem 
sei die Wegweisung sehr teuer. 

Behörden gehen gerne 
auf Nummer Sicher

Und nicht zuletzt würde sich die 
örtliche Politik gerne einmischen. 
Der Bürgermeister macht sich etwa 
für oder gegen ein bestimmtes Ver-
kehrszeichen stark und interveniert 
nach dem Motto: Ist ja nur ein Schild. 
Da kann es passieren, dass die Ge-
schichte hinter einem einzelnen 
Verkehrsschild ausgeblendet wird. 
Gerade in kleineren Städten und in 
den Gemeinden ist die Anbindung 
der Verkehrsschau an den Bürger-
meister, der für seine Bürger präsent 
sein will, sehr eng. Es kann sogar vor-
kommen, dass eine Stadt für jedes 
Schild, das auf- oder abgebaut wird, 
eine Ratsvorlage fordert – statt das 
Fachgremium Verkehrsschau selbst 
beschließen zu lassen.

Der Autor ist Referent für Straßen-
verkehrstechnik beim DVR. 
dlipphard@dvr.de
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G. Schleichert: Der Gebrauchtwa-
genmarkt bietet heute viele Autos, 
die bereits mit den Fahrerassistenz-
systemen ESP (elektronisches Stabi-
litätsprogramm), ABS (Antiblockier-
system) und ASR (Antriebsschlupfre-
gulierung) ausgestattet sind. Darauf 
würde ich in keinem Fall verzichten. 
Bei Gebrauchtwagen, die nicht älter 
als zwei bis drei Jahre sind, finden 
Sie auch schon modernere Systeme 
wie Notbremsassistenten oder Ab-
standsregeltempomaten. Bei Neu-
wagen ist die Preisspanne für die mo-
dernen Systeme je nach Fahrzeugtyp 
und Hersteller sehr groß. Hier ist es 
ratsam, sich gezielt zu informieren.

Ich kann mir gar nicht so genau vor­
stellen, wie Fahrerassistenzsysteme 
funktionieren. Was macht beispiels­
weise ein Notbremsassistent?
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Michael Meyer: 
Hier müssen wir zwischen zwei ver-
schiedenen Systemen unterschei-
den: Der einfache Notbremsassis-
tent kommt nur zum Einsatz, wenn 
der Fahrer selbst eine Vollbremsung 

durchführen möchte – dann bekommt 
er die volle Unterstützung der Brems-
leistung. Die vorausschauenden Not-
bremsassistenten arbeiten mit einer 
Umfeldsensorik. Ein Radarsensor 
sieht, ob ein Auffahrunfall droht und 
warnt den Fahrer durch optische und 
akustische Signale oder beispielswei-
se einen kurzen Bremsruck. Reagiert 
der Fahrer, bremst aber nicht ausrei-
chend stark, unterstützt das System 
mit dem noch fehlenden Bremsdruck, 
um den Unfall zu vermeiden. Reagiert 
der Fahrer gar nicht und ist ein Unfall 
nicht mehr zu verhindern, wird in der 
Regel eine Vollbremsung ausgelöst, 
um die Schwere der Kollision zu re-
duzieren.

Wie häufig wird denn bei Unfällen 
zu spät gebremst?
M. Meyer: Das Ergebnis einer Un-
fallanalyse aller deutschen Unfälle 
unterstreicht den großen Nutzen von 
Notbremsassistenten für Ihre Sicher-
heit: Demnach bremste ein Drittel 
der Menschen, die einen Auffahrun-
fall hatten, gar nicht, die Hälfte zu 

Noch immer sterben auf Europas 
Straßen jährlich etwa 35.000 Men­
schen, 1,9 Millionen werden ver­
letzt. Die Entwicklung vorausschau­
ender und intelligenter Fahrerassis­
tenzsysteme zur Unfallvermeidung 
ist eine der wichtigsten Aufgaben 
moderner Fahrzeugtechnik. Schon 
heute kann eine große Anzahl von 
elektronischen Assistenzsystemen 
den Fahrer in schwierigen Situati­
onen unterstützen und erheblich 
zur Sicherheit im Straßenverkehr 
beitragen. Was Notbrems-, Spur­
wechsel- oder Spurhalteassistent 
& Co. leisten können, das wussten 
die Experten einer Leser-Telefon-
Aktion des DVR, an der sich 20 
Tages- und Wochenzeitungen aus 
ganz Deutschland beteiligten. Über 
eine kostenlose Hotline konnten die 
Fachleute direkt befragt werden. 
Hier die häufigsten Fragen der Lese­
rinnen und Leser und die Antworten 
der Experten:

Können Fahrzeuge auch nachträg­
lich mit Fahrerassistenzsystemen 
ausgestattet werden – oder muss 
ich mich direkt beim Kauf eines 
Neuwagens dafür oder dagegen 
entscheiden?
Dipl.-Ing. Gert K. Schleichert: Die 
nachträgliche Ausstattung eines 
Wagens mit Fahrerassistenzsyste-
men ist in der Tat problematisch. 
Was Sie gut nachrüsten können ist 
ein Einparkassistent, der Sie mit 
akustischen Signalen vor dem Zu-
sammenstoß mit anderen geparkten 
Fahrzeugen warnt oder ein mobiles 
Navigationsgerät. Andere Systeme 
wie das elektronische Stabilitätspro-
gramm ESP oder gar Notbremsassis-
tent und Abstandsregeltempomaten 
können Sie nicht nachrüsten.

Können Sie einen ungefähren Kos­
tenrahmen für Fahrerassistenzsys­
teme nennen? Denn mein Budget ist 
begrenzt...
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Auto fahren mit Copilot
Leser-Telefon-Aktion „Fahrerassistenzsysteme“
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Lichtquellen. Zusätzliche Unterstüt-
zung bieten Fernlichtassistenten, 
die automatisch Auf- und Abblen-
den. Das neueste dieser Systeme ist 
das so genannte permanente und 
selektive Fernlicht: Sie fahren hier 
die ganze Zeit mit Fernlicht. Erschei-
nen andere Verkehrsteilnehmer, die 
geblendet werden könnten, werden 
automatisch die Lichtanteile aus-
geblendet, die diese Fahrer stören 
würden. Wenn Sie häufig im Dunkeln 
auf kurvigen Strecken unterwegs 
sind, kann ein Kurvenlicht hilfreich 
sein: Hier geht das Licht synchron 
zur Lenkbewegung mit, so dass die 
Kurve früher ausgeleuchtet wird.

Welche Systeme können mich beim 
Einparken unterstützen?
B. Tantner: Herkömmliche Parkhil-
fen arbeiten mit Abstandssensoren 
und geben durch akustische Signale 
oder eine Anzeige Informationen zum 
Abstand zu anderen Fahrzeugen. Sie 
ersetzen nicht das umsichtige Ein-
parken, funktionieren aber wie ein 
„zusätzliches Auge“. Einparkassis-
tenten steuern automatisch in die 

Parklücke. Gaspedal und Bremse 
bedienen Sie und behalten damit die 
Verantwortung – ersparen sich aber 
den Stress.

Kann es passieren, dass ein Assis­
tenzsystem sich „irrt“?
M. Meyer: In den modernen Fah-
rerassistenzsystemen steckt eine 
sehr intensive Entwicklungsarbeit. 
Die Anforderungskriterien für si-
cherheitsrelevante Systeme sind 
außerdem äußerst streng. Daher ist 
die Sicherheit und Zuverlässigkeit 
dieser Systeme extrem hoch.

Wie viel Verantwortung kann ich als 
Fahrer an ein Assistenzsystem ab­
geben – und wie viel Verantwortung 
bleibt bei mir?
Welf Stankowitz: Sie geben gar 
keine Verantwortung ab. Aber als 
Fahrer können Sie nicht immer hun-
dertprozentig funktionieren und in 
Momenten der Unachtsamkeit oder 
Überforderung unterstützen Sie die 
Assistenzsysteme. Sie helfen Ihnen, 
wie ein Assistent seinem Chef hilft – 
aber der Chef bleiben Sie.

wenig und lediglich 20 Prozent führ-
ten eine Vollbremsung durch – das 
allerdings zu spät. Und genau hier 
unterstützen Sie die Funktionen von 
Notbremsassistenten.
 
Was gibt es für Systeme, die vor 
einem unbeabsichtigten Verlassen 
der Fahrspur warnen?
M. Meyer: Es gibt Spurverlassens-
warner, die über eine akustische, 
optische oder haptische Warnung – 
wie beispielsweise der Vibration des 
Lenkrads – den Fahrer auf ein unbe-
absichtigtes Verlassen seiner Spur 
aufmerksam machen. So genannte 
Spurhaltesysteme unterstützen den 
Fahrer durch leichte Lenkimpulse ak-
tiv dabei, in der Spur zu bleiben.

Mir fällt besonders das Fahren in der 
Dunkelheit schwer. Welche Lichtsys­
teme können mich bei Nachtfahrten 
unterstützen?
Birgit Tantner: Allein durch den 
Wechsel auf Xenon-Licht, das heller 
und dem Tageslicht ähnlicher ist, er-
reichen Sie eine doppelt so gute Aus-
leuchtung wie bei herkömmlichen 

Die Experten am Lesertelefon im Überblick

•	 Dipl.-Wirtsch.-Ing. Michael Meyer; Senior Manager Geschäftsbereich Chassis Systems Control, 
Robert Bosch GmbH, Heilbronn

•	 Dipl.-Ing. Gert K. Schleichert; Abteilungsleiter Auto & Verkehr, Auto Club Europa e.V. (ACE), 
Stuttgart

• 	Dipl.-Ökonom Welf Stankowitz; Referatsleiter Fahrzeugtechnik, Deutscher Verkehrssicherheits-
rat e.V. (DVR), Bonn

•	 Birgit Tantner; Marketing Manager Geschäftsbereich Fahrerassistenzsysteme, Valeo Driving 
Assistance Systems, Bietigheim-Bissingen

Welf Stankowitz (l.) und Michael Meyer
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sagen. Unterschiede gab es je nach 
Geschlecht der Befragten: Bei den 
Frauen war die Zustimmung mit 68,6 
Prozent erheblich größer als bei den 
Männern (49,7 Prozent). Auch in Be-
zug auf das Alter der Befragten wa-
ren Unterschiede zu erkennen: Die 
über 55-Jährigen stimmten mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit (65,9 Prozent) 
einer Null-Promille-Regelung zu, 
während bei den unter 34-Jährigen 
die Zustimmung die 50 Prozent nur 
knapp überstieg (53,8 Prozent). 

Die Befragung differenzierte auch 
nach der regionalen Herkunft der 
Personen: Die größte Zustimmung 
erfährt demnach die Einführung ei-
nes Alkoholverbots am Steuer für alle 
in Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt (77,7 
Prozent), die niedrigste Zustimmung 
kommt aus Baden-Württemberg 
(49,7 Prozent), wo jedoch auch jeder 
zweite für ein Alkoholverbot ist. Hoch 
ist die Zustimmung auch in Sachsen 
und Thüringen (69,6 Prozent) sowie 

in Berlin (65,9 Prozent). Die meisten 
erklärten Gegner eines Alkoholver-
bots im Straßenverkehr sitzen offen-
bar in den nördlichen Bundesländen 
Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein sowie in Bremen und Hamburg 
(38,9 Prozent). 

Nach wie vor zählt Alkohol in Deutsch-
land zu den Hauptunfallursachen. 
2009 wurden bei Alkoholunfällen in 
Deutschland über 22.000 Menschen 
verletzt und 440 getötet. Zudem wird 
von einer hohen Dunkelziffer aus ge-
gangen. Alkohol gehört zu den „drei 
Killern“, die von den Polizeibehörden  
europaweit schwerpunktmäßig als 
zentrale Ursachen von zahlreichen 
schweren oder tödlichen Unfällen 
bekämpft werden. Unabhängig da-
von, wie sich die Diskussion um die 
Promillegrenzen entwickelt, emp-
fiehlt der DVR, sich stets streng an 
die Regel zu halten: Wer fährt, trinkt 
nicht – wer trinkt, fährt nicht.

Die Mehrheit der Bevölkerung ist 
für ein absolutes Alkoholverbot 
für Kraftfahrer. Dies ergab eine re-
präsentative Befragung von 2.000 
Personen, die im Auftrag des DVR 
im November und Dezember 2010 
durchgeführt wurde. 59,4 Prozent 
der Befragten befürworten diese 
Maßnahme für mehr Sicherheit im 
Straßenverkehr, 28,6 Prozent sind 
dagegen. Die genaue Frage laute-
te: „Nun wird über die Einführung 
eines absoluten Alkoholverbots dis-
kutiert, das für alle Kraftfahrer gilt. 
Wie stehen Sie dazu: Sind Sie für die 
Einführung eines absoluten Alkohol-
verbots für alle Kraftfahrer, oder sind 
Sie dagegen, oder können Sie dazu 
im Moment nichts sagen?“ 

Das Ergebnis war eindeutig: Ein ab-
solutes Alkoholverbot in der Stra-
ßenverkehrsordnung würde auf 
große Akzeptanz in der Bevölkerung 
stoßen. Zwölf Prozent der Befrag-
ten enthielten sich der Stimme, sie 
konnten im Moment nichts dazu 
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selbstständige Teilnahme am Stra-
ßenverkehr oder die Nutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel erschweren 
oder sogar verhindern. Für Menschen 
mit körperlichen Behinderungen, die 
auf Hilfsmittel wie Gehhilfen oder 
Rollstühle angewiesen sind, handelt 
es sich bei den Barrieren beispiels-
weise um Gehwege oder Treppen. 
Abhilfe können hier Abschrägungen 
des Bordsteins beziehungsweise 
Rampen oder Aufzüge schaffen. Geh-
behinderte Menschen brauchen bei 
breiten Straßen Überquerungshilfen, 
etwa Mittelinseln, um sich auf hal-
bem Wege ausruhen zu können. 

Eine wichtige, einfache und kos-
tenlose Art, ein größeres Maß an 
Barrierefreiheit zu ermöglichen, ist 
die Akzeptanz und Rücksichtnahme 
durch andere Menschen. So müssen 
zum Beispiel Behindertenparkplät-
ze grundsätzlich akzeptiert werden. 
Nicht berechtigte Parker brauchen 
in der Regel nur ein paar Minuten 
länger zu suchen, um einen anderen 
Parkplatz zu finden. Personen, die 

auf Behindertenparkplätze angewie-
sen sind, können ihr Ziel überhaupt 
nicht erreichen und müssen umkeh-
ren, wenn ihr Parkplatz zugestellt ist 
oder ein Auto auf dem Nachbarpark-
platz so eng steht, dass der Rollstuhl 
nicht mehr zwischen die Fahrzeuge 
passt. 

Plätze in Bussen und Bahnen, die für 
behinderte Fahrgäste reserviert sind, 
müssen freigehalten werden. Nicht 
behinderte Verkehrsteilnehmer soll-
ten Gelassenheit bewahren, wenn 
beispielsweise ein Rollstuhlfahrer in 
den Bus einsteigen möchte. Dieser 
kann dann in Ruhe mit dem Rollstuhl 
rangieren. 

Mobilitätsbehinderte Menschen, 
so die Forderung des DVR, müssen 
durch bauliche, technische oder 
organisatorische Maßnahmen und 
durch das rücksichtsvolle Verhalten 
aller Verkehrsteilnehmer besser in 
das Straßenverkehrssystem einbe-
zogen werden. 

Rund 30 Prozent der deutschen 
Bevölkerung sind in ihrer Mobilität 
eingeschränkt. Der DVR weist darauf 
hin, dass dieser Anteil durch die zu-
nehmende Zahl älterer Menschen in 
den kommenden Jahren noch weiter 
ansteigen wird. Es sei eine wichtige 
Aufgabe der Zukunft, auch diesen 
Personen eine möglichst uneinge-
schränkte und barrierefreie Mobilität 
zu ermöglichen. 

Zur Gruppe der Mobilitätseinge-
schränkten gehören Menschen mit 
unterschiedlichen Behinderungen, 
aber auch Personen mit viel Gepäck, 
Kinderwagen oder ältere und ortsun-
kundige Menschen. Jeder Mensch 
kann sehr schnell vorübergehend 
oder dauerhaft mobilitätsbehindert 
werden, beispielsweise durch einen 
Unfall oder eine Krankheit.

Für Menschen mit Behinderungen 
ist Mobilität oftmals mit unüber-
windbaren Problemen verbunden, 
weil es Barrieren unterschiedlicher 
Art und Ausprägung gibt, die die 

Die Straße ist für alle da

Mobilitätseingeschränkte Menschen müssen stärker berücksichtigt werden.

Barrierefreie Mobilität ermöglichen
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erweitern. Bislang werden die Unfall-
opfer als „leicht verletzt“, „schwer 
verletzt“ und „getötet“ erfasst. 

Als „schwer verletzt“ gelten alle Un-
fallopfer, die nach einem Verkehrs-
unfall für mindestens 24 Stunden 
stationär in eine Klinik aufgenommen 
werden. Damit umfasst diese Kate-
gorie sowohl Patienten, die zur Be-
obachtung aufgenommen werden, 
als auch lebensgefährlich Verletzte. 
Für eine differenzierte Analyse des 
Unfallgeschehens und eine jährliche 
Vergleichbarkeit ist nach Auffassung 
des DVR das alleinige 24-Stunden-
Kriterium zu grob. Es erschwere ei-
ne differenzierte Betrachtung der 
Unfallopfer hinsichtlich Verletzungs-
schwere und tatsächlichem Unfall-
geschehen, also eine konsequente 
Unfallursachenforschung. 

Der DVR empfiehlt daher, zukünftig 
das Kriterium „Unfallfolge“ in der 
bundeseinheitlichen Verkehrsunfall-
anzeige um die Unfallausprägung „le-
bensgefährlich verletzt“ zu erweitern. 
Demnach gilt ein Verkehrsteilnehmer 
als „lebensgefährlich verletzt“, wenn 
er nach einem Verkehrsunfall einer 
primärärztlichen Intervention be-
durfte, intensivmedizinisch versorgt 
werden musste, mindestens 24 Stun-
den in der Klinik verbleiben musste 
und nicht innerhalb von 30 Tagen 
verstorben ist. 

„Eine exakte Definition muss die neu-
eren Erkenntnisse der Verkehrsmedi-
zin berücksichtigen und praktikabel 
sein. Wir brauchen sie für Deutsch-
land und für Europa“, erwartet DVR-
Präsident Dr. Walter Eichendorf. 

Wann gilt ein Verkehrsteilnehmer als 
lebensgefährlich verletzt?
Die Zahl der im Straßenverkehr getö-
teten und verletzten Personen sinkt 
seit vielen Jahren. Diese Entwicklung 
gilt jedoch nicht für die Gruppe der 
Schwerstverletzten. Das machen 
zumindest eine Studie der Bundes-
anstalt für Straßenwesen (BASt) 
und Erkenntnisse des Traumaregis-
ters der Deutschen Gesellschaft für 
Unfallchirurgie (DGU) deutlich. Die 
BASt-Untersuchung zeigt für den 
Zeitraum 2005 bis 2006 sogar einen 
deutlichen Anstieg der Anzahl der 
Schwerstverletzten. Die Unfallfor-
schung geht in aktuellen Untersu-
chungen von rund 7.000 schwerst-
verletzten Verkehrsunfallopfern pro 
Jahr in Deutschland aus. 

Der DVR fordert daher, die amtliche 
Unfallstatistik um eine neue Kate-
gorie „lebensgefährlich verletzt“ zu 
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In Deutschland gehen Experten von rund 7.000 Schwerstverletzten pro Jahr aus.

DVR für neue Kategorie in der Unfallstatistik
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Daniel Wanzek heißt der Sieger des 
europäischen Verkehrssicherheits-
wettbewerbs „Roads to Respect“. 
Der Student der Bauhaus-Universi-
tät Weimar wurde vom Europäischen 
Verkehrssicherheitsrat (ETSC) in 
Brüssel für sein Engagement ausge-
zeichnet.

Für den Wettbewerb entwickelten 25 
europäische Studierende Konzepte, 
wie eine Gefahrenstelle in ihrer Hei-
matstadt bezüglich ihrer Verkehrs-
sicherheit verbessert werden kann. 
Ziel war es, die Anzahl und Schwere 
der Unfälle zu reduzieren – und das 
möglichst mit geringen Kosten inner-
halb eines Jahres. 

Im Vorfeld mussten die teilnehmen-
den Studierenden eine internati-
onale Jury von der Qualität ihres 
Engagements in der Verkehrssicher-
heitsarbeit überzeugen. Als einer 
von zwei deutschen Teilnehmern 
wurde der angehende Verkehrspla-
ner Daniel Wanzek in das Projekt 
aufgenommen. Er untersuchte den 
Fußgängerüberweg an der Taubacher 
Straße in Oberweimar, der aufgrund 
seiner kritischen Lage und mangel-
haften Ausstattung als unfallträchti-
ge Stelle galt. Rasende Autos, kaum 
sichtbare Warnschilder, ungenügen-
de Beleuchtung und sichteinschrän-
kende Straßenverläufe wie Kurven 
und Kuppen – das sind nur einige 

von vielen Gefahren, denen Fuß-
gänger an unsicheren Überwegen 
wie diesem ausgesetzt sind. Zudem 
liegt dieser Fußgängerüberweg im 
Bereich zweier Schulen (davon eine 
Grundschule) und wird demzufolge 
stark von Schulkindern frequentiert. 

Durch seine Initiative wurden kon-
krete Maßnahmen umgesetzt, die 
die Verkehrssicherheit an dieser Ge-
fahrenstelle erhöht haben: 

•	 Rückschnitt der in den Straßen-
raum wuchernden Bäume und 
Sträucher

•	 Aufstellen von einem Gefahrenzei-
chen „Achtung Fußgänger!“

•	 Aufbringen von Piktogrammen 
„Achtung Kinder!“ auf die Fahr-
bahn

•	 Verbesserung der Beleuchtung 
direkt am Überweg (stärkeres 
Leuchtmittel, Verlängerung der 
Leuchte mittels eines Auslegers in 
Richtung Fahrbahnmitte, längere 
Schaltzeiten)

•	 Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
Tempo 30

•	 behindertengerechte Absenkung 
der Bordsteine und der angren-
zenden Gehwege

•	 Aufstellen einer Geschwindig-
keitsanzeige

•	 verstärkte Radarkontrollen am 
Überweg

Dass diese Vielzahl an Maßnahmen 
umgesetzt werden konnte, ist nur 
durch das Knüpfen eines Netzwer-
kes möglich gewesen. Dazu mussten 
Stadtverwaltung, Polizei, Privatwirt-
schaft und Interessensvertreter in 
ein Boot geholt werden.

Europäischer Verkehrssicherheitswettbewerb 
„Roads to Respect“
Daniel Wanzek aus Weimar ist der Sieger

vorher

Preisträger Daniel Wanzek

nachher
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„Früher war das anders“, hört man 
des Öfteren von mittelalten und äl-
teren Menschen. „Da haben wir von 
früh bis spät auf der Straße gespielt, 
und wenn ein Auto kam, sind wir zur 
Seite gegangen.“ Sind Kinder und 
Jugendliche heute wirklich weniger 
selbstständig mobil und ist dies ei-
ner der Gründe dafür, dass die Kin-
derunfallzahlen in letzter Zeit stetig 
zurückgehen?

Drei Studien versuchten, diesen 
Fragestellungen auf den Grund zu 
gehen. Im Jahr 1970 führte der bri-
tische Stadtplaner Mayer Hillmann 
eine breit angelegte Mobilitäts
studie durch, bei der sich unter an-
derem abzeichnete, dass sich das 
Mobilitätsverhalten von Kindern 
und Jugendlichen in den nächsten 
Jahren stark verändern würde. Im 
Jahr 1990 wurde eine Folgestudie 
unter dem besonderen Blickwinkel 
der selbstständigen Mobilität von 
Kindern und Jugendlichen durch-
geführt – in diesem Jahr auch erst-
mals in Deutschland mit derselben 
Methodik. Dabei wurde der Begriff 
„selbstständige Mobilität“ besser 
instrumentalisiert, indem die Au-
toren der Studie davon ausgingen, 
dass sich der Grad der Selbststän-
digkeit in sechs Erlaubnissen (engl. 
licences) manifestiert und darüber 
empirisch messbar gemacht werden 
kann. Diese Erlaubnisse sind:

•	 Überqueren von Hauptstraßen
•	 Alleine zur Freizeitaktivität 

gehen
•	 Alleine von der Schule nach 

Hause kommen
•	 Auf Hauptstraßen mit dem 

Fahrrad fahren
•	 Den ÖPNV nutzen
•	 Nach Einbruch der Dunkelheit 

draußen sein

In der 90er Studie wurde deutlich, 
dass der Grad der selbstständigen 
Mobilität – gemessen anhand der 
Ausprägung der Erlaubnisse – in-
nerhalb von 20 Jahren stark abge-
nommen hatte. 

Im Jahre 2010 wurden in England 
und Deutschland – hier von der 
Ruhr Universität Bochum im Auf-
trag des DVR – Fortführungsstudien 
durchgeführt. Dazu wurden Kinder 
und Eltern an fünf Grund- und fünf 

Realschulen in Bochum, Köln, Wit-
ten und Wuppertal befragt. In sie-
ben von zehn Fällen waren es die 
gleichen Schulen wie vor 20 Jahren. 
Befragt wurde im Februar, weil dann 
die selbstständige Mobilität durch 

Selbstständige Mobilität  
von Kindern und Jugendlichen
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Dunkelheit oder Dämmerung am 
meisten beeinträchtigt ist. 

Bei der Untersuchung hat sich ge-
zeigt, dass die Ausprägung der 
selbstständigen Mobilität von Kin-
dern und Jugendlichen seit 1990 
in allen befragten Schulen erneut 
abgenommen hat. Die größten Ver-
änderungen lagen bei den Grund-
schulen und bei diesen wiederum 
besonders stark an bestimmten 
Standorten.

Der Modal Split, der sich an al-
len Schulen zugunsten des Autos 
als Transportmittel verändert hat, 
verursacht eine unselbstständige-
re Teilnahme der Kinder am Stra-
ßenverkehr. Die Aufhebung der 
Grundschulbezirke in NRW und die 
Schließung von Grundschulen ha-
ben diesen Trend sicherlich nicht 
alleine verursacht, ihn aber zumin-
dest unterstützt. Ein zweites Ergeb-
nis sind die so genannten „Fußgän-
gerbegleitungsschulen“, bei denen 
die Kinder in unterschiedlicher Form 
von erwachsenen und älteren Kin-
dern zur Schule begleitet werden. 

Die Ursachen für beide Schultypen 
liegen, so die Autoren der Studie, 
dabei zum Teil sicherlich bei den 
Ängsten von Eltern und Schülern vor 
dem Straßenverkehr und vor frem-
den Personen, hängen aber auch 
mit den Schulweg- und Wohnsitua-
tionen zusammen. 

Eine Aussage zur Beziehung zwi-
schen selbstständiger Mobilität 
und Unfallzahlen oder Unfallrisiko 
konnte in der Studie nicht getroffen 
werden. Allerdings konnte zumin-
dest auf der Basis der beobachteten 
Veränderung festgestellt werden, 
dass sowohl die vermehrte Nut-
zung des Autos als auch die stärke-
re Begleitung durch Eltern für den 
Rückgang der absoluten Häufigkeit 
von Schulwegunfällen bei Kindern 
und Fußgängern – insbesondere 
bei Grundschülern – verantwortlich 
zu sein scheinen. Die Autoren wei-
sen aber auch darauf hin, dass die 
vermehrte Autonutzung auf dem 
Schulweg eine erhöhte Gefahr für 
die verbleibenden zu Fuß gehenden 
Schüler darstellt.
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Selbstständig und in Begleitung eines gleichaltrigen Kindes auf dem 
Weg zur Schule. 
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